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Die neue Wiener Partei LINKS ruft zur Arbeitszeitverkürzung auf. In einer zentralen Kampagne soll
für die Forderung nach einer 30-Stunden-Woche mobilisiert und über eine Petition an den
Gemeinderat die Arbeitszeitverkürzung zunächst von der Stadt Wien für die eigenen Beschäftigten
verwirklicht werden. Wir als Gruppe Arbeiter*innenstandpunkt sind am Aufbau von LINKS beteiligt
und unterstützen die Kampagne. Wir rufen daher an dieser Stelle dazu auf, die Petition zu
unterzeichnen. Wir wollen aber auch über die Ausrichtung, Strategie und praktische Umsetzung der
Kampagne diskutieren.

Die Petition findet sich unter https://www.wien.gv.at/petition/online/ mit dem dem Titel „Stufenweise
Verkürzung der Normalarbeitszeit für Bedienstete der Stadt Wien auf 30-Stunden-Woche“.

Ungleiche Verteilung von Arbeit im Kapitalismus

Eine der grundsätzlichen Widersprüchlichkeiten im Kapitalismus ist die ungleiche und ungerechte
Verteilung von Arbeit. Und dabei sprechen wir noch nicht einmal von der ungerecht verteilten
unbezahlten Reproduktionsarbeit in Form von Pflege, Sorgeleistung, Erziehung und Hausarbeit, die
überwiegend von Frauen geleistet wird! In der „gewöhnlichen“ Lohnarbeit sehen wir, wie auf der
einen Seite versucht wird, aus den beschäftigten Arbeitskräften das Möglichste herauszupressen,
während ein großer Anteil der Gesellschaft keine Beschäftigung findet. Für die einzelnen
Unternehmen ist es effektiver und somit billiger, möglichst wenige ArbeiterInnen anzustellen, diese
aber so lange arbeiten zu lassen, wie es das Gesetz hergibt. Die Erhaltungskosten für die
Beschäftigungslosen werden auf den Rest der Gesellschaft abgewälzt, das heißt vor allem wieder auf
die ArbeiterInnen. Dem Kapital insgesamt dient die Masse an Arbeitslosen aber auch dazu, einen
ökonomischen Druck auf die lohnarbeitende Klasse auszuüben. Wer befürchten muss, ersetzt zu
werden, ist eher bereit, schlechtere Arbeitsbedingungen hinzunehmen.

Forderungen der Petition

Die LINKS-Petition spricht das Problem der Überarbeitung bei gleichzeitiger Arbeitslosigkeit an und
fordert korrekterweise die Arbeitszeitverkürzung als wichtigen Bestandteil zur Lösung dieses
Problems. Die Arbeitszeit der 65.000 Bediensteten der Stadt Wien würde schrittweise reduziert
werden, womit 20.000 neue Stellen frei würden. Das betreffe zu 60 % Frauen, wovon 2/3 im Pflege-,
Gesundheits- und elementarpädagogischen Bereich arbeiten. Die Petition beinhaltet allerdings auch
eine allgemeinere Ausrichtung. Die Stadt würde sich mit ihrer Annahme nämlich auch hinter die
Forderungen der Gewerkschaften stellen, eine Arbeitszeitverkürzung in den Kollektivverträgen
durchzusetzen und als langfristiges Ziel die 30-Stunden-Woche im Arbeitsrecht zu fordern.

Worin besteht die Strategie?

Eine Petition erhält ihre Schlagkraft selbstverständlich dadurch, dass sie von vielen Menschen
unterstützt wird. Somit wird es darauf ankommen, ob LINKS auch noch nach den Wien-Wahlen in
der Lage ist zu mobilisieren. Bisher ist die Kampagne noch nicht wirklich angelaufen. Aber auch die
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stärksten Petitionen werden nicht einfach umgesetzt. Das hat zuletzt das Frauenvolksbegehren 2.0
bewiesen, welches von 481.959 Menschen unterzeichnet und von der Regierung de facto ignoriert
wurde. In einer Frage, wo es einen eindeutigen Interessengegensatz zwischen Kapital und Arbeit
gibt, ist es ohne ordentlichen ökonomischen und politischen Druck fast schon ausgeschlossen, dass
eine bürgerliche Regierung einer radikalen Arbeitszeitverkürzung zustimmt. Zu stark wiegen die
Interessen der KapitalistInnen in der Gesellschaft. Das klassische Mittel, um Forderungen der
Arbeitenden gegen das Kapital durchzusetzen, wäre hingegen ein Streik. In einer allgemeinen
politischen Angelegenheit kann das nur in Form eines politischen Massenstreiks geschehen. LINKS
ist allerdings weit davon entfernt, einen solchen Kampf organisieren zu können. Die einzige Kraft,
die dazu heute, wenn überhaupt, in der Lage wäre, ist der Österreichische Gewerkschaftsbund.
Dieser reformistische, bürokratische Apparat macht aber lieber strategische Kompromisse mit den
Interessenverbänden der KapitalistInnen, als die Arbeitenden für einen ernsthaften Kampf zu
mobilisieren, was im Falle einer 30-Stunden-Woche ja eine heftige Konfrontation zwischen den
Klassen bedeuten würde. Der Kampf für eine Arbeitszeitverkürzung ist strategisch betrachtet also
auch einer um die Gewerkschaften und die Herzen und Hirne ihrer Mitglieder. Auch hier kann
LINKS maximal Ansätze schaffen. Die „Mach ma 30“-Losung taugt somit vor allem als Einleitung zu
einer Profilierungs-, Propaganda- und Organisierungskampagne.

Worum es gehen muss

„Mach ma 30“ wäre also ein gutes Mittel, um die 30-Stunden-Woche in die öffentliche
Auseinandersetzung zu bringen und mittel- bis langfristig Kräfte zu gewinnen, die organisations- und
parteiübergreifend für die Forderung aktiv werben. Dazu braucht es kämpferische Aktionen, die
öffentliches Aufsehen erregen, sowie Aktivitäten und Strukturen, in denen sich ArbeiterInnen,
Arbeitslose und GewerkschafterInnen als Teil eines breiteren AktivistInnennetzwerks organisieren
können. Wenn das ansatzweise gelingt, können wir es auch schaffen, die Unterstützung von
einzelnen BetriebsrätInnen und Gewerkschaftsgruppen zu gewinnen und die großen reformistischen
Apparate der sozialdemokratischen Partei und des Gewerkschaftsbundes mit unserer Forderung zu
konfrontieren.


